
Kurzbericht - 62 

Ausschuss für Haushalt und Finanzen 
(155. Sitzung am 6. September 2017) 

Beratungsthemen: 

Öffentlicher Sitzungsteil 

1. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 17/8559 

 

Der - federführende - Ausschuss schloss die Beratung ab. Er empfahl dem Landtag 

einstimmig, den Gesetzentwurf in einer geänderten Fassung (Vorlage 3) anzunehmen. Als 

Berichterstatter benannte er Abg. Adrian Mohr (CDU). 

  

2. Entwurf eines Gesetzes zu dem Staatsvertrag zwischen der Freien Hansestadt 

Bremen, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Niedersachsen, dem Land 

Sachsen-Anhalt und dem Land Schleswig-Holstein zur Begründung einer länder-

übergreifenden gebündelten Verfahrensbetreuung durch die Steuerverwaltungen 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/8621 

 

Der - federführende - Ausschuss führte die Beratung und  empfahl dem Landtag 

einstimmig, den Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. Die Beschlussfassung erging 

vorbehaltlich der Zustimmung des mitberatenden Ausschusses für Rechts- und 

Verfassungsfragen.   

  

3. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Krebsfrüherkennungs- und -register-

gesetzes in Niedersachsen 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/8175 

 

Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Er schloss sich einstimmig der Beschluss-

empfehlung des federführenden Ausschusses für Soziales, Familie, Frauen, Gesundheit 

und Migration an, den Gesetzentwurf in einer geänderten Fassung (Vorlage 8) 

anzunehmen.  

  

4. Entwurf eines Gesetzes zum Studienakkreditierungsstaatsvertrag 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/8659 

 

Der Ausschuss vertagte die Mitberatung auf seine nächste Sitzung am 13.9.2017. Eine 

Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses für Wissenschaft und Kultur lag 

noch nicht vor.  

  

5. Investitionsprogramm 2017 für Krankenhausbaumaßnahmen 

Unterrichtung durch die Landesregierung - Drs. 17/8419 

 

Der Ausschuss führte die Mitberatung durch und nahm die Unterrichtung zur Kenntnis. 

  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_10000/8501-9000/17-8559.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_10000/8501-9000/17-8621.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_10000/8001-8500/17-8175.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_10000/8501-9000/17-8659.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_10000/8001-8500/17-8419.pdf
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6. Förderung für Niederdeutsch und Saterfriesisch verstetigen und weiter ausbauen 

Antrag der Fraktion der CDU, der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

und der Fraktion der FDP - Drs. 17/8226 

 

Der Ausschuss führte die Mitberatung durch und schloss sich einstimmig der 

Beschlussempfehlung des federführenden Kultusausschuss an, den Antrag unverändert 

anzunehmen.  

  

7. Vertrag zur Fortschreibung des Hochschulentwicklungsvertrages zwischen dem 

Land Niedersachsen und den niedersächsischen Hochschulen 

Antrag der Landesregierung - Drs. 17/8563 

 

Der - federführende - Ausschuss schloss die Beratung ab und empfahl dem Landtag 

einvernehmlich, dem o.g. Vertrag zuzustimmen.  

  

8. Verkauf eines Erbbaurechts mit Gebäude an die Niedersächsische Staatstheater 

Hannover GmbH (Bornumer Str. 154) 

Antrag der Landesregierung - Drs. 17/8647 

 

Der Ausschuss führte die Beratung durch und empfahl dem Landtag einstimmig, die von 

der Landesregierung beantragte Einwilligung zu der Veräußerung zu erteilen. 

  

9. Vorlagen 

 

Vorlage 368 betr. Wiederbesetzung von Stellen  

 

Der Ausschuss verschob die Beratung auf seine nächste Sitzung am 13.9.2017 und bat 

um eine Stellungnahme des Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes hinsichtlich der 

Bedeutung der Regelung in Nr. 4 der Allgemeinen Bestimmungen zu den 

Personalausgaben. 

Nicht öffentlicher Sitzungsteil 

10. Eingaben 

 

Der Ausschuss behandelte erneut die Eingabe 0356/06/17, Ilse Lange, Schulwegsicherung 

an den Landesstraßen in Riede-Felde, zu der der Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und 

Verkehr empfohlen hatte, sie der Landesregierung zur Berücksichtigung zu überweisen.  

 

Die Ausschussmitglieder der Fraktionen der CDU und der FDP sahen danach weiteren, 

auch internen, Klärungsbedarf und baten um Zurückstellung bis zu dieser Klärung, 

während das Ausschussmitglied der Fraktion der Grünen die Erwartung äußerte, die 

Beratungen in der nächsten Ausschusssitzung am 13. September 2017 fortführen zu 

können.  

 

Der Ausschuss stellte die weitere Beratung der Eingabe zurück.  

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_10000/8001-8500/17-8226.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_10000/8501-9000/17-8563.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_10000/8501-9000/17-8647.pdf

